(„Kredit“)Betrug (§ 263 StGB)

als Unterfall des § 263 StGB
:


- Tatsachen-Täuschung 



- auch konkludent



- Zukünftiges
 ≠ Tatsache


- auch über sog. innere Tatsachen



- durch Unterlassen? § 13
? 


- Irrtum beim Kreditgeber
: auch bei Zweifel an 

          Kreditwürdigkeit


- Vermögensschaden:



- Erfüllungsbetrug (Auszahlung)  oder bereits:


- Eingehungsbetrug (Vertragsschluss)



- [+] in beiden Fällen nur, sofern Rückzahlungs-

                       anspruch minderwertig (und keine hinreichenden 

                       Sicherheiten
 bzw. Zug-um-Zug-Sicherung)


- Strafschärfung gem. § 263 III 2 StGB:



- Regelbeispiele




- Nr. 2, 1. Alt:





- Vermögensverlust
 großen Ausmaßes

Kreditbetrug ieS (§ 265b StGB)

- als Nachfolger von § 50 KWG

- Rechtsgut
: Vermögen / Vermögen + inländ.
 Kreditwesen

- weder Irrtum noch Vermögensschaden erforderlich

- Deliktsnatur:

- abstraktes Gefährdungsdelikt 

        - Kumulationsdelikt

- Kriminalpolitische Bewertung:   Schutzwürdigkeit des Kreditgebers? Sogwirkung? 

- Art. 103 II GG → restriktive Auslegung 

- Allgemeindelikt

- nur für Betriebskredite (Kreditgeber+ -nehmer)→ Abs. 3 Nr. 1

- Scheinfirmen [+]; erst zu gründender Betrieb [-]

- Kredit →  Abs. 3 Nr. 2

- Tathandlung iSv Nr. 1a, b: 
→ iZm Kreditantrag schriftliche Falschangaben (auch: unvertretbare Prognose) über wirtschaftliche Verhältnisse  / Angaben vorteilhaft / (potentiell!) + entscheidungserheblich

- Tathandlung iSv Nr. 2: 
Unterlassen / nur bei Verschlechterung bereits z. Zt. der Vorlage (!)

- Vorsatz:


- dolus eventualis / Parallelwertung bei normativen 

          Merkmalen


- Nachweis-Problem: Arbeitsteilung → Informationsteilung 

          im Betrieb (evtl. aber § 130 OWiG
 für Unternehmensleiter
 
)

- Abs. 2: Tätige Reue
 (als Ausgleich für frühe Vollendung)

- Täterschaft/Teilnahme:


- Abs. 1 Nr. 1: kein Sonderdelikt  (Nr. 2: Sonderdelikt nur für 
                                                                       Vorlegenden
)  
      → Erfassung des Kreditnehmers bei: 
- bösgl. Mitarbeiter des Kreditnehmers: § 25 II / § 26 StGB 

                (oder: mbr. Täter kraft Organisations-

                          herrschaft?
)       

- gutgl. Mitarbeiter → mittelbare Täterschaft
 des 

                                   Anweisenden


- Mitarbeiter des Kreditgebers:



- § 266 StGB



- ferner (iZm Kreditnehmer):
         

- § 25 II StGB [-]
 → bereits vollendet sowie 
                                                          beendet  (!); str.

                
- § 27 StGB [-] → sukzessive Beihilfe
 nicht 
                                                    möglich, s.o. zu § 25 II StGB
� Vgl. also „Skript“ zu § 263 StGB.


� ZB Künftige Rückzahlungsfähigkeit


� (Gegenwärtige) Rückzahlungswilligkeit sowie (gegenwärtige) Einschätzung zukünftiger Rückzahlungsfähigkeit.


� Bei langjähriger Geschäftsbeziehung kann evtl. - bei Bestehen eines besonderen Vertrauensverhältnisses - eine zur Aufklärungspflicht führende Garantenstellung vorliegen; im Normalfall aber abzulehnen (Risikoverteilung beim Kreditgeschäft), vgl. Schönke/Schröder-Cramer/Perron § 263 Rn. 22.


� Zur Auswirkung unterschiedlicher Wissensstände infolge von Arbeitsteilung: Schönke/Schröder-Cramer/Perron § 263 Rn. 41a m.w.Nachw.


� Str.; so jedenfalls die  hM (vgl. BGH NJW 2003, 1198 = NStZ 2003, 313).


� Hierzu vgl. Schönke/Schröder-Cramer/Perron § 263 Rn. 162a m.w.Nachw


� Nach BGHStE 48, 362 genügt insoweit eine bloße Vermögensgefährdung nicht.


� Literatur: Hellmann/Beckemper, Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 180 ff.; Mitsch, Strafrecht, Besonderer Teil, Band 2/2, § 3 Rn. 170 ff. 


� Hierzu vgl. Schönke/Schröder-Lenckner/Perron § 263 Rn. 3 m.w.Nachw.


� Hierzu zählt auch ein im Ausland ansässiges EU-Kreditunternehmen (vgl. LK-Tiedemann, § 265b Rn. 119).


� Hierzu BayOblG NJW 1990, 1677.


� Vgl. „Skript“ zur Wirtschaftsstrafrecht-AT-Vorlesung sowie Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht, Einführung und Allgemeiner Teil, Rn. 247 ff.


� Aber nur dann, wenn dem antragstellenden Betriebsanhörigen die Straftat des § 265 b StGB nachgewiesen werden kann.


� Wichtige Konsequenz bei Vorliegen des § 130 OWiG: Unternehmenssanktionierung über § 30 OWiG!


� Auslegung entsprechend zu § 24 I (Alleintäter), II (Mittäter). 


� Also für „Außenstehenden“ nur Anstiftung oder Beihilfe“ möglich.


� Hierzu Wirtschaftsstrafrecht I (AT); Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht, Einführung und Allgemeiner Teil, Rn. 241 m.w.Nachw. in Fn. 308 f.


� Tatherrschaft kraft Wissensherrschaft infolge Irrtumserregung.


� Hierzu noch später in dieser Lehrveranstaltung.


� Allgemein zur sukzessiven Mittäterschaft: Kühl, Strafrecht, Allgemeiner Teil, § 20 Rn. 126 ff.


� Vgl. LK-Tiedemann § 265b Rn. 114; s.a. OLG München wistra 2006, 275 = NStZ 2006, 630 (zu § 264 StGB als Delikt mit entsprechender Tatbestandsstruktur); aA zB MünchKommStGB-Wohlers, § 265b Rn 42.


� Allgemein zur sukzessiven Beihilfe: Kühl, Strafrecht, Allgemeiner Teil, § 20 Rn. 223 ff.
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